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Antrag 

der Abgeordneten von BÜNDNIS 90/GRÜNE 


Einsetzung eines Untersuchungsausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Es wird ein Untersuchungsausschuß „Rüstungsexporte Irak" 
gemäß Artikel 44 Grundgesetz eingesetzt. Ihm sollen Abgeord- 
nete aller Fraktionen bzw. Gruppen des Deutschen Bundestages 
angehören. 


Der Ausschuß soll klären: 

I. Was haben Mitglieder und Stellen der Bundesregierung 
unternommen, um die Beteiligung bundesdeutscher Unter- 
nehmen an 

— der Giftgasproduktion des Iraks, 

— den Raketenprojekten des Iraks, 

— dem Atombombenprogramm des Iraks 

zu verhindern, nachdem ihnen Informationen über diese 
Beteiligung Vorlagen? 

II. Was haben Mitglieder und Stellen der Bundesregierung 
unternommen, um eine Beteiligung bundesdeutscher Unter- 
nehmen an 

— dem Bau des Militärforschungszentrums SAAD 16 im Irak, 

— dem Bau der Kanonenfabrik in Tadschi/Irak 

zu verhindern, nachdem ihnen Informationen über den mili- 
tärischen Charakter dieser Projekte Vorlagen? 

III. Haben Mitglieder und Stellen der Bundesregierung mit Mit- 
gliedern und Stellen der irakischen Regierung über die unter 
den Ziffern 1. und II. genannten Projekte zu irgendeinem Zeit- 
punkt Gespräche oder Verhandlungen geführt? 


IV. Haben Mitglieder und Stellen der Bundesregierung die 
Durchführung der unter den Ziffern I. und II. genannten Pro- 
jekte zu irgendeinem Zeitpunkt befürwortet oder genehmigt? 



Drucksache 12/58 


Deutscher Bundestag - 12. Wahlperiode 


V. In welcher Form waren staatliche Stellen der ehemaligen DDR 
an der Lieferung, Herstellung, Reparatur von Kriegswaffen 
und/oder sonstigen Rüstungsgütern in den Irak beteihgt? 
Durch welche Art personeller Hilfen wurde der Irak durch die 
ehemaligen staathchen Stellen der DDR unterstützt? Inwie- 
weit waren bundesdeutsche Stellen über solche Aktivitäten 
informiert? 

VI. Dem Verfahren werden die IPA- Regeln zugrunde gelegt. 

Bonn, den 29. Januar 1991 

Schulz (Berlin) für BÜNDNIS 90/GRÜNE 


Begründung 

Die außenpolitischen Beziehungen der Bundesrepublik Deutsch- 
land haben durch die Rüstungsexporte deutscher Firmen in den 
Irak schwersten Schaden genommen. Nicht nur in Israel, sondern 
nahezu im gesamten Ausland wird der Bundesregierung vorge- 
worfen, die Geschäfte der Rüstungsexporteure genehmigt bzw. 
geduldet, auf jeden Fall aber nicht verhindert zu haben. Dieser 
Vorwurf wiegt um so schwerer, als es in der Tat eine ganze Reihe 
von schwerwiegenden Verdachtsmomenten gibt, daß die Bundes- 
regierung bzw. staatliche Stellen des Bundes frühzeitig von be- 
freundeten Nachrichtendiensten, vom eigenen Bundesnachrich- 
tendienst oder durch andere Quellen über die Vorhaben der Fir- 
men unterrichtet worden waren. Trotz dieser Hinweise soll die 
Bundesregierung untätig geblieben sein oder zu nicht effizienten 
Maßnahmen gegriffen haben: 

~ Die erste Information der deutschen Botschaft in Bagdad über 
das Giftgasprojekt in Samarra und eine deutsche Beteiligung 
daran soll bereits 1982 durch einen Preussag-Manager erfolgt 
sein. Trotzdem konnte die Fabrik mit deutscher Beteiligung 
fertiggestellt werden. 

— Hinweise auf die Beteiligung deutscher Firmen und Techniker 
an dem Raketenprojekt CONDOR II des Iraks sollen ab Mitte 
der 80er Jahre wiederholt durch den CIA und den amerikani- 
schen Botschafter in Bonn an die Bundesregierung herangetra- 
gen worden sein. Auch diese Informationen blieben allem An- 
schein nach folgenlos. 

— Spätestens seit 1987 lagen der Bundesregierung laut Auskunft 
von Bundesminister für Wirtschaft a. D., Dr. Haussmann, Hin- 
weise auf den militärischen Charakter des Projekts SAAD 16 
des deutschen Generalunternehmers Gildemeister Projecta 
vor. Zwar wurden daraufhin 1988 Ausfuhranträge nicht mehr 
positiv beschieden, und 1989 wurden gegebene Ausfuhrgeneh- 
migungen zurückgezogen. Es bedarf aber dringend der Klä- 
rung, warum die Bundesregierung nicht effektivere Maßnah- 
men z. B. die sofortige Einschaltung der zuständigen Staats- 
anwaltschaft ergriffen hat. 
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— Es ist völlig unklar, warum das Bundesamt für Wirtschaft noch 
1990 Ausfuhranträge der Firma H+H Metalform für das Mili- 
tärprojekt 144 (SCUD-B-Umrüstung des Iraks) erteilt hat, ob- 
wohl spätestens seit Ende 1989 durch eine Spiegel- Ver- 
öffentlichung feststand, daß BND und BKA Hinweise auf eine 
■Teilhaberschaft des irakischen Staates an der Firma hatten. 

Die Liste der Beispiele ist unvollständig. Im Gegensatz zur Gift- 
gas-Affäre Rabta hat die Bundesregierung bisher keinen ausführ- 
lichen schriftlichen Bericht über ihre eigene Rolle bei den Irak- 
Rüstungsexporten vorgelegt. Der Ausschuß für Wirtschaft ist mit 
der Klärung der erhobenen Vorwürfe überfordert, da er andere 
wichtige Aufgaben hat. 

Eine weitere Verzögerung der Aufklärung kann jedoch nicht 
länger hingenommen werden, da der außenpolitische Schaden 
hierdurch täglich größer wird. Nur ein parlamentarischer Unter- 
suchungsausschuß verfügt darüber hinaus über die Möglichkei- 
ten der Strafprozeßordnung zur Beweisaufnahme. 
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